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LANDESGESETZBLATT 
FÜR DAS BURGENLAND 

Jahrgang 2015  Ausgegeben am 7. Jänner 2015 

1. Gesetz vom 13. November 2014, mit dem das Burgenländische Landesbeamten-Pensionsgesetz 2002 

geändert wird (XX. Gp. RV 1092 AB 1105) 

Gesetz vom 13. November 2014, mit dem das Burgenländische Landesbeamten-Pensions-
gesetz 2002 geändert wird 

Der Landtag hat beschlossen: 

Das Burgenländische Landesbeamten-Pensionsgesetz 2002 - LBPG 2002, LGBl. Nr. 103/2002, in 
der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 60/2013, wird wie folgt geändert: 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

a) Nach dem Eintrag zu § 107f werden folgende Einträge eingefügt: 
 „§ 107g Übergangsbestimmung zur Novelle LGBl. Nr. 60/2013 
 § 107h Übergangsbestimmung zur Novelle LGBl. Nr. 1/2015“ 

b) Nach dem Eintrag zu § 116 wird folgender Eintrag eingefügt: 
 „§ 116a Tätigkeit des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger als 

Verbindungsstelle und als Betreiber der Zugangsstelle“ 

c) Im Eintrag zu § 117 wird die Wortfolge „In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten“ durch die Wortfolge 
„Inkrafttreten, Außerkrafttreten“ ersetzt. 

2. § 1 Abs. 10 lautet: 

„(10) Folgende Bestimmungen dieses Gesetzes sind auf nach dem Eingetragene Partnerschaft-
Gesetz - EPG eingetragene Partnerinnen von Beamtinnen und eingetragene Partner von Beamten sinn-
gemäß anzuwenden: §§ 16 bis 22, 24, 26, 28, 30, 31, 32, 33, 53, 54, 55, 56, 59, 63, 75 und 76 Z 1.“ 

3. § 2 Abs. 2 Z 2 lautet: 

„2. die Beitragsgrundlagen nach § 7 Abs. 1 Z 1a und 1b und“ 

4. In § 7 Abs. 1 Z 1 erster Satz wird nach der Wortfolge „zu ermitteln“ die Wortfolge „, wobei anstelle der 
besoldungsrechtlichen Stellung (§ 35 Abs. 2 zweiter Satz LBBG 2001) die tatsächliche Besoldung 
maßgebend ist“ eingefügt. 

5. § 8 Abs. 3 Z 2 lautet: 

 „2. die Ruhestandsversetzung wegen Dienstunfähigkeit überwiegend auf einen Dienstunfall oder 
mehrere Dienstunfälle (§§ 90 und 91 des Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes - 
B-KUVG) oder eine Berufskrankheit zurückzuführen ist und der Beamtin oder dem Beamten auf 
Grund dieses Dienstunfalls oder dieser Dienstunfälle oder dieser Berufskrankheit vom zuständi-
gen Unfallversicherungsträger rechtskräftig eine Versehrtenrente oder die Anhebung einer bereits 
bestehenden Versehrtenrente nach dem B-KUVG zugesprochen wurde. Der rechtskräftig festge-
stellte Anspruch auf Versehrtenrente muss - allenfalls auch auf Grund rückwirkender Zuerken-
nung - zum Zeitpunkt des Anfalls des Ruhebezuges bestehen. Fällt der Anspruch auf Versehrten-
rente (Anhebung der Versehrtenrente) spätestens mit Wirkung vom Zeitpunkt des Anfalls des 
Ruhebezuges rückwirkend weg, so ist die Kürzung nach Abs. 2 rückwirkend vorzunehmen und 
die sich daraus unter Bedachtnahme auf § 46 ergebende Landesforderung gegen künftige wieder-
kehrende Leistungen aufzurechnen. Gebührt der Beamtin oder dem Beamten deswegen keine (er-
höhte) Versehrtenrente auf Grund des (der) die Dienstunfähigkeit verursachenden Dienstunfalls 
(Dienstunfälle) oder der die Dienstunfähigkeit verursachenden Berufskrankheit, weil sie oder er 
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bereits Anspruch auf Vollrente hat, so findet dennoch keine Kürzung nach Abs. 2 statt, wenn die 
Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter der Pensionsbehörde bescheinigt, dass dieser (diese) 
Dienstunfall (Dienstunfälle) oder diese Berufskrankheit für sich allein eine Minderung der Er-
werbsfähigkeit im Ausmaß von mindestens 10% bewirkt hat. Arbeits- oder Dienstunfälle und 
Berufskrankheiten, die in einem sonstigen Dienst- oder Ausbildungsverhältnis zu einer Gebiets-
körperschaft erlitten wurden, gelten als Dienstunfälle und Berufskrankheiten nach den §§ 90 bis 
92 B-KUVG und deshalb gebührende Unfall- oder Versehrtenrenten als Versehrtenrenten nach 
dem B-KUVG. Dienstbeschädigungen und Beschädigtenrenten nach dem Heeresversorgungs-
gesetz - HVG sind Dienstunfällen und Versehrtenrenten nach dem B-KUVG gleichzuhalten.“ 

6. § 8 Abs. 7 Z 4 lautet: 

„4. Zeiten der Kindererziehung im Sinne des § 8 Abs. 1 Z 2 lit. g und § 227a ASVG, soweit sich 
diese Zeiten nicht mit Zeiten nach Z 1 bis 3 und 5 decken, bis zum Höchstausmaß von 60 
Monaten, dieses Höchstausmaß verkürzt sich um beitragsfrei zur ruhegenussfähigen Landes-
dienstzeit zählenden Zeiten einer Karenz nach dem MSchG, dem VKG oder dem Bgld. MVKG 
oder entsprechenden Bestimmungen sowie“ 

7. Dem § 8 Abs. 7 werden folgende Z 5 und folgender Satz angefügt: 

„5. Zeiten mit Anspruch auf Wochengeld (§ 227 Abs. 1 Z 3 ASVG). 

Eine doppelte Zählung ein und desselben Zeitraumes ist unzulässig.“ 

8. Nach § 15 Abs. 2a wird folgender Abs. 2b eingefügt: 

„(2b) Ab 1. Jänner 2015 ist für jene Teile der Geldleistungen nach Abs. 1, die in dem in der linken 
Spalte der folgenden Tabelle genannten Prozentbereich der jeweils geltenden monatlichen Höchstbei-
tragsgrundlage (HBGL) nach § 19 Abs. 4 liegen, anstelle des Beitrags nach den Abs. 2 und 2a in Verbin-
dung mit § 98 ein Beitrag in Höhe des in der rechten Spalte genannten Prozentsatzes zu entrichten: 

 

über 150% bis 200% der HBGL 10% 

über 200% bis 300% der HBGL 20% 

über 300% der HBGL 25% 

Für den von der Sonderzahlung zu entrichtenden Beitrag gilt die Tabelle mit der Maßgabe, dass an die 
Stelle der Prozentsätze der Höchstbeitragsgrundlage in der linken Spalte jeweils der halbierte Prozentsatz 
zur Anwendung kommt.“ 

9. In § 26 Abs. 6 Z 3 lit. b wird das Wort „Wahlkind“ durch die Wortfolge „Wahl- oder Stiefkind“ ersetzt. 

10. In § 47 Abs. 2 wird nach der Wortfolge „zu Ruhe- oder Versorgungsgenüssen gebührende Nebenge-
bührenzulagen sind“ die Wortfolge „, sofern in den folgenden Absätzen kein anderer Anpassungsmodus 
festgelegt wird,“ eingefügt. 

11. Nach § 47 Abs. 4g wird folgender Abs. 4h eingefügt: 

„(4h) Für das Kalenderjahr 2014 ist die Anpassung so vorzunehmen, dass wiederkehrende Leistun-
gen nach Abs. 2 

 1. bis 4 440 Euro mit dem Anpassungsfaktor zu vervielfachen sind, 
 2. über 4 440 Euro bis zu 5 000 Euro um einen Prozentsatz zu erhöhen sind, der zwischen den 

genannten Werten vom Anpassungsfaktor auf 1,0% linear absinkt, und 
 3. über 5 000 Euro nicht zu erhöhen sind. 

Abs. 4f zweiter und dritter Satz ist anzuwenden.“ 

12. In § 70 Abs. 2 Z 1 wird das Zitat „§§ 61, 62 oder 96a LBDG 1997“ durch das Zitat „§§ 61, 62, 64a 
oder 96a LBDG 1997“ ersetzt. 

13. In § 102 Abs. 5 Z 1 wird das Zitat „§§ 61, 62 oder 96a LBDG 1997“ durch das Zitat „§§ 61, 62, 64a 
oder 96a LBDG 1997“ ersetzt. 

14. Nach § 107f werden folgende §§ 107g und 107h eingefügt: 

„§ 107g 

Übergangsbestimmung zur Novelle LGBl. Nr. 60/2013 

Die §§ 57 und 58 in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2013 geltenden Fassung sind bei Verur-
teilungen wegen Straftaten, die vor dem 1. Jänner 2014 begangen wurden, weiterhin anzuwenden. 
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§ 107h 

Übergangsbestimmung zur Novelle LGBl. Nr. 1/2015 

§ 15 Abs. 2b in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 1/2015 gilt auch für Personen, die im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieser Bestimmung Anspruch auf wiederkehrende Leistungen nach diesem Gesetz 
haben.“ 

15. § 114 Abs. 3 lautet: 

„(3) Soweit in diesem Gesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird und nicht ausdrücklich anderes 
bestimmt ist, sind diese in der nachstehend angeführten Fassung anzuwenden: 

 1. Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch (ABGB), JGS Nr. 946/1811, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 33/2014, 

 2. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz - ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 68/2014, 

 3. Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBl. Nr. 609/1977, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 68/2014, 

 4. Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl. Nr. 31/1969, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 71/2013, 

 5. Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz - AVRAG, BGBl. Nr. 459/1993, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 138/2013, 

 6. Auslandseinsatzgesetz 2001, BGBl. I Nr. 55/2001, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 181/2013, 

 7. Bauern-Sozialversicherungsgesetz - BSVG, BGBl. Nr. 559/1978, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 56/2014, 

 8. Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 - BDG 1979, BGBl. Nr. 333/1979, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 210/2013, 

 9. Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz - B-KUVG, BGBl. Nr. 200/1967, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 32/2014, 

 10. Bezügebegrenzungsgesetz (BezBegrBVG), BGBl. I Nr. 64/1997, in der Fassung des Bundesver-
fassungsgesetzes BGBl. I Nr. 209/2013, 

 11. Bezügegesetz, BGBl. Nr. 273/1972, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 46/2014, 

 12. Bundesbahn-Pensionsgesetz, BGBl. I Nr. 86/2001, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 210/2013, 

 13. Bundesbezügegesetz, BGBl. I Nr. 64/1997, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 57/2014, 

 14. Bundesforste-Dienstordnung 1986, BGBl. Nr. 298/1986, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 176/2004, 

 15. Bundesforstegesetz 1996, BGBl. Nr. 793/1996, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 136/2004, 

 16. Bundestheaterpensionsgesetz, BGBl. Nr. 159/1958, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 210/2013, 

 17. Ehegesetz, dRGBl. I S 807/1938, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 15/2013, 

 18. Eingetragene Partnerschaft-Gesetz - EPG, BGBl. I Nr. 135/2009, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 179/2013, 

 19. Einkommensteuergesetz 1988, BGBl. Nr. 400/1988, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 40/2014, 

 20. Familienlastenausgleichsgesetz, BGBl. Nr. 376/1967, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 40/2014, 

 21. Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz - GSVG, BGBl. Nr. 560/1978, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 56/2014, 

 22. Heeresgebührengesetz 2001 - HGG 2001, BGBl. I Nr. 3/2001, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 181/2013, 

 23. Heeresversorgungsgesetz, BGBl. Nr. 27/1964, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 81/2013, 

 24. Kinderbetreuungsgeldgesetz, BGBl. I Nr. 103/2001, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 35/2014, 
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 25. Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl. Nr. 152/1957, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 81/2013, 

 26. Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz - LDG 1984, BGBl. Nr. 302/1984, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 48/2014, 

 27. Land- und forstwirtschaftliches Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz - LLDG 1985, BGBl. Nr. 296/1985, 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 211/2013, 

 28. Mutterschutzgesetz 1979 - MSchG, BGBl. Nr. 22/1979, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 138/2013, 

 29. Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 71/2013, 

 30. Pensionsgesetz 1965, BGBl. Nr. 340/1965, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 46/2014, 

 31. Sozialversicherungs-Ergänzungsgesetz - SV-EG, BGBl. Nr. 154/1994, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 32/2014, 

 32. Strafgesetzbuch - StGB, BGBl. Nr. 60/1974, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 134/2013, 

 33. Strafvollzugsgesetz - StVG, BGBl. Nr. 144/1969, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 190/2013, 

 34. Studienförderungsgesetz 1992, BGBl. Nr. 30/1992, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 40/2014, 

 35. Überbrückungshilfengesetz, BGBl. Nr. 174/1963, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 210/2013, 

 36. Väter-Karenzgesetz - VKG, BGBl. Nr. 651/1989, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 138/2013, 

 37. Verfassungsgerichtshofgesetz 1953 - VfGG, BGBl. Nr. 85/1953, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 46/2014, 

 38. Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 - VVG, BGBl. Nr. 53/1991, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 33/2013, 

 39. Wehrgesetz 2001, BGBl. I Nr. 146/2001, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 181/2013, 

 40. Zivildienstgesetz 1986, BGBl. Nr. 679/1986, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 33/2013.“ 

16. Nach § 116 wird folgender § 116a eingefügt: 

„§ 116a 

Tätigkeit des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger 
als Verbindungsstelle und als Zugangsstelle 

(1) Der Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger (im Folgenden als „Hauptver-
band“ bezeichnet) ist gemäß § 4 Abs. 3 des Sozialversicherungs-Ergänzungsgesetzes - SV-EG Verbin-
dungsstelle für das Land Burgenland in ruhe- und versorgungsbezugsrechtlichen Angelegenheiten der 
Landesbeamtinnen und Landesbeamten sowie ihrer Hinterbliebenen. Er besorgt diese Aufgabe im 
übertragenen Wirkungsbereich und ist dabei an die Weisungen der Landesregierung gebunden. 

(2) Der Hauptverband betreibt gemäß § 5 Abs. 3 SV-EG die Zugangsstelle für das Land Burgenland 
in den in Abs. 1 angeführten Angelegenheiten. Er besorgt diese Aufgabe im übertragenen Wirkungs-
bereich und ist dabei an die Weisungen der Landesregierung gebunden. 

(3) Die Tätigkeit des Hauptverbandes als Verbindungsstelle und als Betreiber der Zugangsstelle um-
fasst alle Aufgaben und alle Rechte und Pflichten, die in den §§ 4, 5 und 6 SV-EG genannt sind.“ 

17. Die Überschrift zu § 117 lautet: 

„Inkrafttreten, Außerkrafttreten“ 

18. Dem § 117 wird folgender Abs. 14 angefügt: 

„(14) In der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 1/2015 treten in Kraft: 
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 1. das Inhaltsverzeichnis, § 1 Abs. 10, § 7 Abs. 1 Z 1, § 8 Abs. 3 Z 2 und Abs. 7, § 26 Abs. 6 Z 3 
lit. b, § 47 Abs. 2, § 47 Abs. 4h und § 107g mit 1. Jänner 2014, 

 2. § 2 Abs. 2 Z 2, § 15 Abs. 2b, § 70 Abs. 2 Z 1, § 102 Abs. 5 Z 1, §§ 107h, 114 Abs. 3, § 116a und 
die Überschrift zu § 117 mit 1. Jänner 2015.“ 

 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
   Steier     Nießl 

Dieses Dokument wurde amtssigniert.

Informationen zur Prüfung der elektronischen Signatur finden Sie unter
http://www.signaturpruefung.gv.at

Die Echtheit eines Ausdruckes kann durch Vorlage beim Absender verifiziert werden.
Details siehe: http://e-government.bgld.gv.at/amtssignatur
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